Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 46 


Ausgegeben Danzig, den 15. Oktober 1924 


Inhalt. Geſetz über Zulagen in der Unfallverſicherung (S. 457). — Geſetz über die Aenderung des Geſetzes 
betreffend den Finanzrat vom 9. Februar 1923 (S. 458). — Geſetz betreffend Beſeitigung des Zuſchlags zur Vermögens⸗ 
ſteuer (S. 458). — Geſetz betreffend die Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes vom 27. Mai 1896 uſw. (S. 458). — Ver⸗ 
ordnung betreffend Abänderung der Verordnung vom 8. Januar 1924 betreffend Umſtellung des Grundkapitals und der 
Aktien der . und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien auf Gulden (S. 459). — Verordnung betreffend 
Abänderung der ätze in der Erwerbsloſenfürſorge (S. 460). — Geſetz über die im Haushaltsplan für 1924 zu berück⸗ 
ſichtigenden Aenderungen auf dem Gebiete des Steuerweſens (S. 460). — Geſetz über die Feſtſtellung eines Nachtrags 
zum Staatshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1924 (S. 461). — Geſetz betreffend die Abänderung des Branntweinſteuer⸗ 
geſetzes (S. 461). — Geſetz zur Abänderung des Grundwechſelſteuergeſetzes (S. 462). — Geſetz zur Umſtellung des 
Einkommen- Körperſchafts⸗, Gewerbe- und Umſatzſteuergeſetzes aus Anlaß der Einführung der neuen Währung (S. 464). 
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Die Behörden werden auf die in dieſer Angelegenheit bereits ergangene Verfügung vom 
16. 12. 1923 — Pz II 789/23 — hingewieſen. 
— 


118 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Zulagen in der Unfallverſicherung. 
1 8 1. 
Wer aus der Unfallverſicherung nach den in der Verordnung vom 23. November 1923 (Geſetzbl. 


S. 1285) feſtgeſetzten Jahresarbeitsverdienſten eine Rente von zwei Dritteln oder mehr der Vollrente 
bezieht, erhält vom 1. Oktober 1924 ab eine Zulage. 


Die Zulage beträgt für Rentenempfänger aus der gewerblichen und der Seeunfall— 


verſicherung manatſice e el are TE Nager 3 a 20,— @ 
für diejenigen aus der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung monatlich.. 15,— @ 
8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


8 3. 
Das Landesverſicherungsamt kann Ausführungsbeſtimmungen zur Durchführung des Geſetzes 
erlaſſen. 
ſſen Danzig, den 3. Oktober 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23, 10, 1924.) 


— 38 
119 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
. Geſetz 
über die Anderung des Geſetzes betreffend den Finanzrat vom 9. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 291). 
Vom 4. 10. 1924. 
Artikel J. 
Im 8 1 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „10“ die Zahl „11“. 
Der $ 2 erhält vor dem letzten Abſatz folgenden Zuſatz: 
e) Der Direktor der Bank von Danzig. 


Artikel II. 
Diefes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 4. Oktober 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


120 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 

betreffend Beſeitigung des Zuſchlags zur Vermögensſtener. Vom 4. 10. 1924. 
Artikel J. 


Das Geſetz zur Abänderung des Vermögensſteuergeſetzes vom 7. September 1923 (Geſetzbl. 
j 


S. 94) in der Faſſung des § 18 der Verordnung zur Anpaſſung des Einkommen-, Körperſchafts⸗, 


Vermögens-, Umſatz⸗, Gewerbe, Grundwechſelſteuergeſetzes, des Geſetzes über die Heranziehung von 
Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuerleiſtungen ſowie des Geſetzes betr. Erhebung 


einer beſonderen Umſatzſteuer für Gaſt- und Schankwirtſchaften an die wertbeſtändige Rechnungseinheit 
vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1119) wird aufgehoben. 
Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 15. Mai 1924 in Kraft. 
Danzig, den 4. Oktober 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


121 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betreffend die Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes vom 27. Mai 1896 (ẽReichsgeſetzblatt Seite 117) 


in der durch das Reichsgeſetz vom 6. Jannur 1903 (Reichsgeſetzblatt Seite 1) und das Danziger 
Geſetz vom 3. Juli 1923 (Geſetzblatt Seite 753) geänderten Faſſung. Vom 10. 10. 1924. 
\ Artikel J. 
Der $ 11 iſt zu ſtreichen. 
§ 25. Der Wortlaut von Ziffer 1 und 2 mit Einſchluß der Nummerbezeichnung fällt fort. l 
§ 26. Anſtelle der Worte „während der ſtändigen Bewachung der Zuckerfabrik“ iſt zu ſetzen „während 
des Betriebes der Zuckerfabrik“. 


§ 27. Abf. 1. Anſtelle der Worte „während welcher die ſtändige Bewachung zurückgezogen iſt“ treten 


die Worte „während welcher die Fabrik außer Betrieb bleiben ſoll“. 


Im Abſ. 2 treten anſtelle der Worte „aus der ſtändigen Bewachtung treten“ die Worte 


„außer Betrieb Lreten“. 


459 


529. Im Abf. 2 ift anftelle der Worte „während welcher eine ftändige Bewachung der Fabrik“ zu 
ſetzen: „während welcher ein Betrieb der Fabrik“. 

5 30. Zwiſchen den Abſ. 1 und 2 iſt ein neuer Abſatz 2 in folgenden Worten einzurücken: a 

„Die Steuerbehörde kann die Geſtellung zur Reviſion erlaſſen und dafür eine Buch- 

* führung vorſchreiben.“ 5 

Im § 36 iſt ein 2. Abſatz mit folgenden Worten hinzuzufügen: 

„Der Senat kann geſtatten, daß von der amtlichen Abfertigung des Zuckers abgeſehen 

| 


und für die Ausgangsabfertigung eine Buchführung zugelaſſen wird.“ 
Im ß 37 iſt zwiſchen den Abſätzen 1 und 2 ein neuer Abſatz 2 einzufügen, der die Worte enthält: 
„Im Falle des 8 36 Abſ. 2 erfolgt die Feſtſtellung der Menge und Art des Zuckers 
durch Buchprüfung und probenweiſe Nachprüfung des Zuckers.“ 
Im 8 3g iſt ein 3. Abſatz mit folgenden Worten einzufügen: 
| „Der Senat kann erleichternde Vorſchriften zulaſſen.“ 
Im 8 62 Ab. 2 iſt ſtatt der Worte „Die Hauptamtsdirigenten können“ zu ſetzen „Das Zollamt kann“. 
Im 8 6g iſt ſtatt der Worte „dem Fiskus uſw. bis zum Schluß des Satzes“ zu ſetzen „der Staats— 
kaſſe zu“. 
$ 64 iſt zu ſtreichen. 
$ 80 iſt zu ſtreichen. 
Artikel II. 
Überall, wo im Geſetz „Defraudation“ ſteht, iſt ſtatt deſſen „Hinterziehung“, wo „Steuer- 
kontrolle“ ſteht, ſtatt deſſen „Steueraufſicht“ zu ſetzen. 
Artikel III. 
Der Senat wird ermächtigt, das Zuckerſteuergeſetz in der durch die inzwiſchen erlaſſene Geſetz⸗ 
gebung geänderten Faſſung neu zu veröffentlichen. 
Danzig, den 10. Oktober 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


1 


122 Verordnung | 
betreffend Abänderung der Verordnung vom 8. Jannar 1924 betreffend Umſtellung des Grund⸗ 
kapitals und der Altien der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien auf Gulden 
(Geſetzbl. S. 3). Vom 7. 10. 1924. 

5 Auf Grund des $ 9 Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 — Geſetzbl. Seite 1067 — wird folgendes verordnet: a 

Be: 575 
N Der zweite Satz des Abſatzes 2 des 8 13 der Verordnung betreffend Umſtellung des Grund- 
lapitals und der Aktien der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien auf Gulden vom 
8. Januar 1924 (Geſetzbl. S. 3) erhält folgende Faſſung: 1 5 
} „Das Gleiche gilt hinſichtlich der Notariats- und Gerichtsgebühren für die Beurkundung und 
. Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregiſter mit der Maßgabe, daß 
N a) für die Gebührenberechnung als Wert des Gegenſtandes gilt: 
0 1. wenn das auf Gulden umgeſtellte Grundkapital nicht mehr als 20000 Gulden be— 
trägt, der Betrag des auf Gulden umgeſtellten Grundkapitals, 
j 2. wenn das auf Gulden umgeſtellte Grundkapital mehr als 20000 Gulden, aber nicht über 


| 100000 Gulden beträgt, \ 1 
ö 20000 Gulden zuzüglich 75 v. H. des 20000 Gulden jüberfteigenden Betrages, 
* 


12 


460 


3. wenn das auf Gulden umgeſtellte Grundkapital mehr als 100000 Gulden, aber nicht 
über eine Million Gulden beträgt, 
der nach Ziffer 2 errechnete Betrag zuzüglich 50 v. H. des 100 000 Gulden über⸗ 
ſteigenden Betrages, 

4. wenn das auf Gulden umgeſtellte Grundkapital mehr als eine Million Gulden beträgt, 
der nach Ziffer 3 errechnete Betrag zuzüglich 30 v. H. des eine Million Gulden 
überſteigenden Betrages mit der Maßgabe, daß der Berechnung der Notariats⸗ 
und Gerichtsgebühren kein höherer Wert als fünf Millionen Gulden zugrunde 

gelegt werden darf. 
b) die von dem Wert des Gegenſtandes zu a) berechneten geſetzlichen Gebühren auf die Hälfte 
herabgeſetzt werden. 
82. 
Dieſe Verordnung tritt 3 Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


123 Verordnung 

betreffend Abänderung der Sätze in der Erwerbsloſenfürſorge. Vom 3. 10. 1924. 

Auf Grund des 8 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 
(Geſetzbl. S. 91) wird folgendes beſtimmt: 

Dem 8 14 des obigen Geſetzes wird ein zweiter Abſatz folgenden Inhalts angefügt: 

Für weibliche Erwerbsloſe über 21 Jahre, die nachweiſen, daß ſie Familienangehörige zu ernähren 
haben, gelten dieſelben Sätze wie für Männer über 21 Jahre. 

Danzig, den 3. Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 
124 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 0 
Geſetz 


über die im Haushaltsplan für 1924 zu berüdjichtigenden Aenderungen auf dem Gebiete 
des Steuerweſens. Vom 9. 10. 1924. 
f i 8 1. 
Der Haushaltsplan für 1924 erhält in Einnahme und Ausgabe die aus dem anliegenden 
Geſetz über die Feſtſtellung eines Nachtrages zum Staatshaushaltsplan für 1924 erſichtlichen Anderungen. 


2. 
Die anliegenden Vorſchriften a 1 
1. eines Geſetzes zur Umſtellung des Einkommens-, Körperſchafts⸗, Gewerbe- und Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes aus Anlaß der Einführung der neuen Währung, r Du 
2. eines Geſetzes zur Anderung des Grundwechſelſteuergeſetzes a 
treten, ſoweit nicht in ihnen anders vorgeſchrieben iſt, zugleich mit dem Haushaltsplan für 1924 
und mit deſſen Ergänzung nach $ 1 in Kraft. { 
Danzig, den 9, Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


125 


über die Feſtſtellung eines 


126 


betr. die Abänderung des Brauntweinſteuergeſetzes vom 


461 
Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


Vom 13. 10. 1924. 


Einziger Paragraph 

Im Staatshaushaltsplan 1924 treten folgende Anderungen ein: 

a) in den Haushaltsplan der Steuerverwaltung 1924 ſind einzuſetzen bei der 
Einnahme Abſchnitt I, 5 Vermögensſteuer ſtatt 6000000 8 3000000 G, 
Einnahme Abſchnitt II, 1 Grundwechſelſteuer ſtatt 1000000 G 500000 G, 
Einnahme Abſchnitt II, 2 Umſatzſteuer ſtatt 7000000 G 3500000 G, 
Einnahme Abſchnitt III, 3 Luxusſteuer ſtatt 1000 000 G 500000 G, 


Nachtrags zum Stantshanspaltsplan für das Rechnungsjahr 1924. 


Einnahme Abſchnitt IV, 1a (neue Stelle) 10 % Anteil an dem Aufkommen der 


Grundwechſelſteuer als Verwaltungskoſten 50000 8, 


Einnahme IV, 1b (neue Stelle) 10 % Anteil an dem Aufkommen der Umſatz⸗ und 


Luxusſteuer als Verwaltungskoſten 320000 G, 


Ausgabe Abſchnitt I, 7 Anteile der Gemeinden und Gemeindeverbände an der Ver⸗ 


mögensſteuer ſtatt 3000000 G „nichts“, 


Ausgabe Abſchnitt II, 1 Grundwechſelſteuer⸗Rückzahlungen ſtatt 10000 8 5000 G, 


Ausgabe Abſchnitt II, 2 Umſatzſteuer⸗Rückzahlungen ſtatt 10000 G 5000 G, 


Ausgabe Abſchnitt II, 3 Luxusſteuer⸗Rückzahlungen ſtatt 5000 G 2500 G, 


Ausgabe Abſchnitt II, 4 Anteil der Gemeinden und Gemeindeverbände an der Grund— 


wechſelſteuer ſtatt 500000 6 250000 G, 


Ausgabe Abſchnitt II, 5 desgl. an der Umſatzſteuer ſtatt 3220000 G 1610000 6, 
Ausgabe Abſchnitt II, 6 desgl. an der Luxusſteuer ſtatt 100000 G 50000 G, 


b) in den Haushaltsplan der Zollverwaltung 1924 ſind einzuſetzen bei der 
Einnahme Abſchnitt I, 1 Zölle ſtatt 7 250000 G 7825000 G, 
Einnahme Abſchnitt V Branntweinſteuer ſtatt 750000 G 2450000 G, 
Einnahme Abſchnitt VII Zündwarenſteuer ſtatt 135000 G 67500 G. 


Danzig, den 13. Oktober 1924. g 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
15. Juli 1909 (Reichsgeſetzbl. 


Vom 13. 10. 1924. 
ö Artikel I. 
Unter Aufhebung aller bisher erlaſſenen Beſtimmungen erhält: 
§ 2 des Geſetzes vom 16. November 1922 (Geſetzbl. S. 511) folgende Faſſung: 


14. Juni 1912 (Reichsgeſetzbl. 


S. 661) 
S. 378) 


„Die Verbrauchsabgabe beträgt 4 Gulden und bei Branntwein, der aus Wein her⸗ 
geſtellt wird, 3 Gulden für das Liter Alkohol. Läßt ſich die Menge des in den eingeführten 
Waren enthaltenen Alkohols nicht ermitteln, fo find für 1 Liter Raumgehalt 2 Gulden an 


Verbrauchsabgabe zu entrichten. f 


462 j 
Falls Branntwein Danziger Herkunft im Auslande eine ungünftigere ſteuerliche Br 
handlung erfährt als anderer Branntwein, können durch Verordnung des Senats zu den I 
vorſtehend angegebenen Verbrauchsabgabenſätzen prozentuale Zuſchläge für ſolchen Branntwein f 
erhoben werden, der aus dem Lande ſtammt, in dem eine ſolche ungleiche Behandlung ſtatt⸗ 
findet. Die Verordnungen ſind aufzuheben, ſobald die ungleiche Behandlung aufhört. Dieſe 
Zuſchläge ſollen einen angemeſſenen Ausgleich ſchaffen für die geſamte ſteuerliche Mehr⸗ 
belaſtung, welche der Danziger Branntwein in dem betreffenden Lande erfährt.“ | 
Der 8 42 erhält folgenden Zuſatz als Abſatz 2: 
Der aus dem Ausland eingeführte Branntwein wird als gewerblicher Branntwein 
angeſehen und unterliegt den Beſtimmungen des § 72 Abſatz 2 und einer Betriebsauflage 
von 30 Gulden für den Hektoliter. 
Wird der Nachweis geführt, daß der Branntwein nicht in gewerblichen Brennereien 
des Auslandes erzeugt iſt, ſo wird eine Betriebsauflage von nur 10 Gulden erhoben. 
In 8 72 Abſatz 3 ſind die Worte „und 2“ zu ſtreichen. 
§ 106 erhält folgende Faſſung: 
Für Branntwein, welcher zur Verarbeitung oder Reinigung mit der Beſtimmung zur 
Wiederausfuhr eingeht, kann vom Senat Steuerfreiheit gewährt werden. f 


Artikel II. 

Branntwein aller Art und Branntweinfabrikate, die ſich am Tage des Inkrafttretens des Geſetzes | 
im freien Verkehr befinden, find nach den Sätzen des Artikels I zu $ 2 nachzuverſteuern. Auf die | 
Steuer werden die Abgaben, die für die Waren nach den bisher geltenden geſetzlichen Vorſchriften ent⸗ 
richtet worden ſind, angerechnet. Branntwein, der ſich bei Inkrafttreten des Geſetzes unter Steuer- 
kontrolle befindet, unterliegt, ſobald er in den freien Verkehr tritt, den Steuerſätzen dieſes Geſetzes. 

Den Gewerbetreibenden, welche Trinkbranntwein gewerbsmäßig herſtellen, ſowie den Gewerbe⸗ 
treibenden, welche die Erlaubnis zum Ausſchänken von Branntwein oder zum Handel von Branntwein 
und Branntweinfabrikaten haben, wird ½ ihres zurzeit des Inkrafttretens des Geſetzes vorhandenen 
Beſtandes an Branntwein nachſteuerfrei gelaſſen, mindeſtens aber 2000 Liter reiner Alkohol. Anderen 
Betrieben oder Perſonen wird eine Menge von 50 Litern reinen Alkohols nachſteuerfrei gelaſſen. 

Von der Nachſteuer befreit iſt aller Branntwein, der auf Grund der bisher geltenden Vorſchrift 
von der Verbrauchsabgabe befreit war. 

Das Landeszollamt trifft die Ausführungsbeſtimmungen. 

Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 8. Oktober 1924 in Kraft. 


Danzig, den 13. Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


127 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, welches hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung des Grundwechſelſtenergeſetzes. Vom 13. 10. 1924. 
Artikel J. ‚ N 
Das Grundwechſelſteuergeſetz vom 26. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 707) wird wie folgt geändert: 


1. S 14 erhält folgende Faſſung: 4 
8 14. 


f Die Steuer beträgt für den Erwerber und den Veräußerer je 2'/, vom Hundert des ge 
meinen Wertes des Grundſtücks oder des an ſeine Stelle tretenden Betrages. 


* 


463 
% 
Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe ermäßigt ſich bei einer Beſitzdauer von mehr als 
10 Jahren auf 1¼ vom Hundert des nach Abſatz 1 ſteuerpflichtigen Betrages und bleibt im Falle 
einer Beſitzdauer von mehr als 20 Jahren unerhoben. 


Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe erhöht ſich auf 5 vom Hundert bei einer Beſitz⸗ 
dauer von weniger als 1 Jahr. ; 


Anſtelle des $ 20 tritt folgende Beſtimmung: 


8 20. 
Die nach $ 14 zu zahlende Steuer bleibt vorläufig unerhoben, wenn ein unbebautes Grund— 
ftüd zum Zwecke des Wohnungsbaues veräußert wird. Sie wird nachträglich erhoben, wenn der 
jeweilige Erwerber nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Veräußerung mit der Bebauung dieſes 
Grundſtücks beginnt oder das Grundſtück in unbebautem Zuſtande weiterveräußert. 
Der nach § 14 auf den Veräußerer entfallende Steueranteil wird nicht erhoben, wenn der 
Veräußerer auf dem Grundſtück ein Wohngebäude errichtet hat und die Veräußerung innerhalb 
eines Jahres nach Fertigſtellung des Gebäudes erfolgt. 


8 24 wird aufgehoben und durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


§ 24. 

Die Steuerbehörde hat unverzüglich nach Eingang der Grundwechſelſteuererklärung die Ge- 
meinde, in der das Grundſtück gelegen iſt, von der Erklärung in Kenntnis zu ſetzen. 

Der Gemeinde ſteht das Vorkaufsrecht an ſämtlichen Grundſtücken ihres Bezirkes zu den 
Bedingungen zu, die in der Grundwechſelſteuererklärung angegeben ſind. Liegt das verkaufte 
Grundſtück in mehreren Gemeindebezirken oder bilden mehrere in verſchiedenen Gemeindebezirken 
gelegene Grundſtücke, welche eine wirtſchaftliche Einheit darſtellen, den Gegenſtand des Kauf- 
vertrages, ſo kann der Senat das Vorkaufsrecht einer der beteiligten Gemeinden übertragen. 

Das Vorkaufsrecht der Gemeinde ruht: | 

1. in den Fällen des § 19, f 

2. ſoweit nach § 2 des Geſetzes vom 12. Dezember 1922 betr. Genehmigung zum Erwerb 

von Grundſtücken (Geſetzbl. 1923 S. 1) zur Wirkſamkeit des Kaufvertrages eine Ge⸗ 
nehmigung nicht erforderlich iſt, 

3. falls der Verkauf mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen Erben 

erfolgt, ö ö 
4. 7 5 als Erwerber des Grundſtücks die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeindeverbände 
oder eine der im 8 4 bezeichneten gemeinnützigen Vereinigungen auftreten. 
Auf das Vorkaufsrecht finden, ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Beſtimmungen ein anderes 
ergibt, die Vorſchriften der 88 504 —509 B. G. B. ſinngemäße Anwendung. 

h § 24 a. a 

Wird das Vorkaufsrecht ausgeübt, ſo richtet ſich die Höhe der von der Gemeinde zu 
bewirkenden Vertragsleiſtungen nach dem Inhalt der Grundwechſelſteuererklärung. 

Der Verkäufer kann ſich gegenüber der Gemeinde nicht darauf berufen, daß die Grund— 
wechſelſteuererklärung unrichtig, oder daß der Kaufvertrag wegen mangelhafter Beurkundung des 
Kaufentgelts nichtig ſei. 9 24 b 


Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechtes endigt 6 Wochen nach Eingang der Grund⸗ 
wechſelſteuererklärung des Veräußerers bei der Steuerbehörde, jedoch nicht früher als 2 Wochen 
nach dem Zeitpunkt, in welchem der Kaufvertrag Rechtswirkſamkeit erlangt hat. Der Senat hat 
die vorkaufsberechtigte Gemeinde unverzüglich von der Genehmigung des Vertrages gemäß § 1 
des Geſetzes vom 12. Dezember 1922 in Kenntnis zu ſetzen. 
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in 8 24c. 85 
Die Ausübung des Vorkaufsrechtes bedarf der Zuſtimmung des Senats. Die Erklärung, 
daß das Vorkaufsrecht ausgeübt werde, iſt unwirkſam, wenn die Gemeinde dem Verkäufer nicht 
innerhalb der im $ 24 b vorgeſehenen Friſt von der erfolgten Zuſtimmung Mitteilung macht. 
4. 8 27 erhält folgende Faſſung: 5 
8 27. 
Von der zur Erhebung gelangenden Steuer erhält die Freie Stadt Danzig ¼, die reſtlichen 
9% fallen 
a) an den Stadtkreis, falls das Grundſtück in einem Stadtkreiſe liegt oder an die 
Gemeinde, falls es in einer der Gemeinden Oliva, Ohra, Tiegenhof oder Neuteich liegt, 
b) im übrigen an den Kreis. 
0 Die Kreiſe ſind verpflichtet, die aufkommenden Beträge den Gemeinden, in deren Bezirk das 
veräußerte Grundſtück liegt, bei Feſtſetzung der Kreisſteuern im laufenden Rechnungsjahre in 
Anrechnung zu bringen. 


$ 30 erhält folgende Faſſung: 


ot 


8 30. 

Die Städte und die im 8 27 Abſatz 1 Ziffer a beſonders genannten Gemeinden, im übrigen 
die Kreiſe, ſind berechtigt, für Grundſtücke, die in ihrem Gebiet belegen ſind, mit Genehmigung 
des Senats jeweils für die Dauer eines Rechnungsjahres durch Steuerverordnung im voraus zu 
beſtimmen, daß zu den Steuerſätzen des § 14 einheitliche Zuſchläge erhoben werden. Die Zuſchläge 
find nach Hundertteilen der nach § 14 zu erhebenden Steuern zu bemeſſen; fie dürfen 100% der 
Steuerſätze des § 14 nicht überſteigen. Auf die Zuſchläge findet § 27 Abſatz 2 ſinngemäß 
Anwendung. 

Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung und folgender Maßgabe in Kraft: 
a) Die ermäßigten Steuerſätze des Artikels I Ziffer 1 finden Anwendung auf alle Fälle, in 
denen die Steuerpflicht nach dem 1. Oktober 1924 eingetreten iſt. 
b) Für das Rechnungsjahr 1924 können die nach Artikel 1 Ziffer 5 zuläſſigen Zuſchläge zur 

Grundwechſelſteuer mit rückwirkender Kraft vom 1. Oktober 1924 ab feſtgeſetzt werden, ſofern 

ihre Einführung und Höhe vor dem 31. Dezember 1924 von den nach Artikel I Ziffer 5 

zuſtändigen Stellen beſchloſſen iſt. 


Danzig, den 13. Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. ö Dr. Volkmann. 


128 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Umſtellung des Einkommen-, Körperſchafts⸗, Gewerbe: und Umſatzſteuergeſetzes aus Aulaß der 
Einführung der neuen Währung. Vom 13. 10. 1924. 
Artikel J. 5 
Einkommenſteuer. g 
1. Die Einkommenſteuerſchuld für das Kalenderjahr 1923 gilt durch die im Jahre 1923 nach den 
geſetzlichen Vorſchriften geleiſteten Einkommenſteuervorauszahlungen und durch die Zahlungen auf 


Steuerleiſtungen als getilgt. 


5 


Grund des Geſetzes über die Heranziehung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten 


A 
7 
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2. Eine Veranlagung zur Einkommenſteuer nach dem Ergebnis des Kalenderjahres 1923 oder der im 

Jahre 1923 endenden Wirtſchafts⸗ (Geſchäfts-) jahre findet nicht ſtatt. 

| 3. Die auf Grund der Verordnung vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1119) feſtgeſetzten monatlichen 

g Vorauszahlungen ſind bis zur Zuſtellung des nächſten Veranlagungsbeſcheides weiterzuzahlen. In 
Fällen, in denen die Steuerpflicht im Kalenderjahr 1924 neu begründet wird, iſt die Höhe der 
Vorauszahlungen nach der Vorſchrift des 8 1 Abſ. 4 der Verordnung vom 26. Oktober 1923 zu 
bemeſſen. Die im Kalenderjahre 1924 geleiſteten Vorauszahlungen werden auf die bei der nächſten 
Veranlagung feſtzuſetzende endgültige Steuerſchuld angerechnet (dgl. Einkommenſteuergeſetz § 27). 
Anſtelle der monatlichen Vorauszahlung kann durch Verordnung des Senats die vierteljährliche 
wieder eingeführt werden. 

4. Eine Herabſetzung der nach Ziffer 3 dieſes Artikels zu leiſtenden Vorauszahlungen auf Grund von 
Einkommensberechnungen für das Kalenderjahr 1923 oder für die im gleichen Jahre endenden 
Geſchäftsjahre iſt nicht zuläſſig. Anträge aus 8 26 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes können 

| nicht berückſichtigt werden, ſoweit der Antragſteller ſich auf Einkommensberechnungen aus der Zeit 

vor Einführung der neuen Währung ſtützt. 

Bei Gewerbetreibenden, Landwirten und Angehörigen der freien Berufe kann bei der Ent- 

| ſcheidung von Anträgen aus § 26 Abſ. 5 des Einkommenſteuergeſetzes darauf Rückſicht genommen 

| werden, daß ihre Einkommenſteuerleiſtungen nicht hinter den von Lohnſteuerpflichtigen, die auf 

ö gleicher Lebenshaltungsſtufe ſtehen, zurückbleiben. 

. 5. Im übrigen gilt das Einkommenſteuergeſetz vom 29. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 587) in der 

| Faſſung der Abänderungsgeſetze (Geſetzbl. 1923 S. 730, 858, 1119). 

| 6. Die Veranlagung nach dem Einkommen des Kalenderjahres 1924 oder der in dieſem Jahre endenden 

ü Wirtſchafts⸗ (Geſchäfts⸗) jahre erfolgt nach einem neuen Geſetz, das dem Volkstag bis ſpäteſtens 

zum 1. November 1924 vom Senat zur Beſchlußfaſſung vorzulegen iſt. 


Artikel II. 


Körperſchaftsſteuer. 


1. Die Körperſchaftsſteuerſchuld für die in der Zeit vom 1. April 1923 bis 31. März 1924 
endenden Geſchäftsjahre gilt durch die für dieſe Zeit nach den geſetzlichen Vorſchriften geleiſteten 
Körperſchaftsſteuervorauszahlungen und ſämtliche Zahlungen auf Grund des Geſetzes über die 
Heranziehung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuerleiſtungen als getilgt. 

, 2. Eine Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer nach dem Ergebnis der in der Zeit vom 1. April 1923 
j bis 31. März 1924 endenden Geſchäftsjahre findet nicht ſtatt. 

3. Die auf Grund der Verordnung vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1110) feſtgeſetzten monatlichen 

ö Vorauszahlungen ſind bis zur Zuſtellung des nächſten Veranlagungsbeſcheides weiterzuzahlen. 

f Krperfhaftsftenerpflihtige, die zu viertejährlichen Woransgaftungen verpflichtet find oder in ver 
floſſenen Jahre verpflichtet waren, haben die vierteljährlichen Vorauszahlungen in Höhe der im 
Kalenderjahre 1924 geltenden Gewerbeſteuereinheit weiterzuzahlen. 

Die für die nach dem 31. März 1924 endenden Geſchäftsjahre in Gulden geleiſteten Körper⸗ 
ſchaftsſteuervorauszahlungen werden auf die bei der nächſten Veranlagung feſtzuſetzende endgültige 
Körperſchaftsſteuerſchuld angerechnet (vgl. Körperſchaftsſteuergeſetz 80 18). Anſtelle der monatlichen 
Entrichtung der Vorauszahlungen kann die vierteljährliche wieder eingeführt werden. Dies geſchieht 
durch Verordnung des Senats. 

Eine Herabſetzung der nach Ziffer 3 dieſes Artikels zu leiſtenden Vorauszahlungen auf Grund von 
Gewinnberechnungen für die in der Zeit vom 1. April 1923 bis 31. März 1924 endenden Ge⸗ 2 
ſchäftsjahre iſt nicht zuläſſig. h 
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Anträge aus § 19 Abſ. 5 des Körperſchaftsſteuergeſetzes können nicht berückſichtigt werden, 
ſoweit der Antragſteller ſich auf Gewinnberechnungen aus der Zeit vor Einführung der neuen 
Währung ſtützt. 

Bei Entſcheidung von Anträgen aus § 19 Abſ. 5 des Körperſchaftsſteuergeſetzes ſollen in der 
Regel nicht geringere Vorauszahlungen feſtgeſetzt werden, als der Steuerpflichtige für den in 
Frage kommenden Zeitraum an Gewerbeſteuer zu entrichten hat. 

Im übrigen gilt das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 26. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 703) in der 
Faſſung der Abänderungsgeſetze (Geſetzbl. S. 858, 1119). 


Gewerbeſteuer. 5 Artikel III. 

1. Im Kalenderjahre 1924 wird die Gewerbeſteuer ausſchließlich als Mindeſtſteuer nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 10 bis 13 des Gewerbeſteuergeſetzes erhoben. 

2. Die Feſtſetzung der Steuereinheit für 1924 hat nach den Vorſchriften des § 8 des Gewerbefteuer- 
geſetzes, jedoch mit der Maßgabe ſtattzufinden, daß lediglich die Ende 1923 zur Auszahlung 
gelangten Guldenlöhne zu berückſichtigen ſind. 

3. Das Gewerbeſteuergeſetz vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) wird wie folgt geändert: 

a) § 12 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: ' 

Das Steueramt iſt unter Hinzuziehung der Steuerausſchüſſe befugt, in beſonderen 
Ausnahmefällen für Betriebe in der 1. Gruppe die nach Abſ. 1 ſeſtgeſetzte Mindeſtſteuer 
bis zu 500% zu erhöhen. Im Steuerbeſcheid ift die Erhöhung beſonders zu begründen. 

b) § 20 erhält folgenden Wortlaut: 

Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 
15. Auguſt und 15. November jedes Jahres zu entrichten. Sofern bei Zuſtellung des 
Beſcheides ein oder mehrere der vorerwähnten Zahltage verſtrichen ſind, ſind die bereits 
fälligen Steuerraten binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides zu entrichten. Die 
nach $ 21 geleiſteten Vorauszahlungen werden auf die hiernach zu leiſtenden Zahlungen 

f angerechnet. 
c) $ 21 erhält folgenden Wortlaut: 

Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der 
Steuerpflichtige an den in § 20 bezeichneten Zahlungsterminen Vorauszahlungen in Höhe 
von ¼ der Mindeſtſteuer ohne beſondere Aufforderung zu leiſten. 

Für die Höhe der Mindeſtſteuer iſt maßgebend: 

1. die Gruppe, in der der Betrieb bei der vorjährigen Veranlagung nach 8 11 ein 
gereiht iſt, 
2. die Steuereinheit, die gemäß $ 8 für das neue Kalenderjahr feſtgeſetzt ift. 
Die gemäß $ 12 Abſ. 2 für das Vorjahr feſtgeſetzten Erhöhungen find bei der Berechnung 
der Vorauszahlungen mit zu berückſichtigen. 

4. Im übrigen gilt das Gewerbeſteuergeſetz vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) weiter. 

7 Artikel IV. 
Umſatz⸗ und Luxusſteuer. 

Das Umſatz⸗ und Lurusſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149) in der Faſſung des 
Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen vom 29. Juni 1923 
(Geſetzbl. S. 730), des Geſetzes betreffend die beſchleunigte Einziehung von Steuern vom 16. Auguſt 
1923 (Geſetzbl. S. 858), des Geſetzes vom 25. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 890) wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 2 wird 

1. bei Nr. 12 der Punkt durch ein Semikolon erſetzt, 
2. folgende neue Beſtimmung hinzugefügt: f 
13. die Geſchäfte der Handelsagenten im Sinne des § 84 des Handelsgeſetzbuchs. 
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2. $ 14 wird wie folgt geändert: 
a) Hinter Buchſtabe a) wird hinzugeſetzt: 


„für die nach dem 1. Oktober 1924 vereinnahmten Entgelte 2 v. H.“ 


b) Hinter Buchſtabe b) wird hinzugeſetzt: 


— 


5 20 erhält folgenden Wortlaut: 


„für die nach dem 1. Oktober 1924 verbrauchten Gegenſtände 2 2.0 


Jeder Steuerpflichtige hat die Steuer ſelbſt zu berechnen und ohne beſondere Aufforderung 


an die Steuerkaſſe abzuführen. 


Die gewöhnliche Umſatzſteuer und die Luxusſteuer mit Ausna 


Das Steueramt kann jeden einzelnen Steuerpflichtigen oder einen be 
Steuerpflichtigen jederzeit auffordern, eine Steuererklärun 
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Unterläßt der Steuerpflichtige die Zahlung gemäß 8 26, ſo 
gelte zu ſchätzen, die der Steuerpflichtige in den Steuerabſchnitten, 
iſt, mutmaßlich erzielt hat. Der geſchätzte Betrag iſt dem Steue 
danach zu zahlende Steuer kann gleichzeitig mit der Zuſtellung des 


beigetrieben werden. 


§ 28 letzter Abſatz findet entſprechende Anwendung. 


6. 8 31 erhält folgende Faſſung: 


Steuerpflichtige, die keine geordnete Buchführung haben, können zu der Umſatzſteuer 
weichend von den Vorſchriften des 8 26 nach Pauſchalſätzen herangezogen werden, die gleichzeitig 
mit den Einkommenſteuerzahlungen zu entrichten ſind. Die Pauſchalſätze ſind zu Beginn jedes 


ung“ zu 
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5 41 erhält als Abſatz 2 folgenden Zuſatz: 


Von der Umſatz⸗ und Luxusſteuer, die auf die nach dem 1. Oktobe 


ſetzen „Benachrichtigung gemäß 8 26°, 


hat das Steueramt die Ent- 
für die Zahlung nicht geleiſtet 
rpflichtigen mitzuteilen. Die 
Steuerbeſcheides zwangsweiſe 


ab⸗ 


r 1924 getätigten Um⸗ 


ſätze entfällt, erhält der Staat als Beitrag zu den Verwaltungskoſten 10 v. H., der Reſt fließt 


den Gemeinden und Gemeindeverbänden nach Maßgabe der Vorſchrifte 


Artikel V. 


Artikel I 8 7 des Geſetzes betreffend die Erhebung 
Schankwirtſchaften vom 24. November 1922 (Geſetzbl. S. 51 


einer beſonderen Umſatzſteuer für Gaſt⸗ 
5) erhält folgenden Wortlaut: 


n des Abſatzes 1 zu. 


und 


? 
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Die Gemeinden find berechtigt, die in dieſem Geſetz bezeichneten Steuern nach Maßgabe der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes und der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen als Gemeindeſteuern zu 
veranlagen und zu erheben. In dieſem Falle wird die Steuer in der betreffenden Gemeinde als Staats⸗ 
ſteuer nicht erhoben. 


Artikel VI. 
Schlußbeſtimmungen. 

1. Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 

2. Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 

3. Der Senat wird ermächtigt, die durch vorſtehende Vorſchriften abgeänderten Geſetze in der jetzt 
unter Berückſichtigung aller in der Zwiſchenzeit eingetretenen Anderungen geltenden Faſſung im 
Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig neu zu veröffentlichen. 

4. Die Gewerbeſteuer von Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr 1924 zu Gewerbeſteuerzuſchlägen 
herangezogen ſind, iſt mit Wirkung vom 1. Oktober 1924 ab nach den Vorſchriften des Artikel III 
neu feſtzuſetzen. 

Danzig, den 13. Oktober 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


— —— N: 
Bezugsgebühren monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsanzeiger 

für die Freie Stadt Danzig Teil I 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II 7,00 G. 
Beſtellungen haben bei der zuftändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs - 
preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 3 * 
chriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 792 


